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Antrag 

der Abgeordneten Frau Eid, Volmer und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Bezuschussung von bundesdeutschem Managementpersonal in der Dritten Welt 
aus der Entwicklungshilfe 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ihre 
Pläne zur Bezuschussung der Entsendung von Managementper- 
sonal bundesdeutscher Privatunternehmen in die Dritte Welt 
sowie die Pläne zur Bezuschussung von Durchführbarkeitsstudien 
für bundesdeutsche Direktinvestitionen aus Mitteln der öffent- 
lichen Entwicklungshilfe unverzüglich fallenzulassen. 

Bonn, den 18. Januar 1988 

Frau Eid 
Volmer 

Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 


Begründung 

Unter Bundesminister Dr. Warnke hatte das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) die Verwendung der 
bilateralen Kapitalhilfe zur Förderung bundesdeutscher Exporte 
über das Instrument der Mischfinanzierung erheblich intensiviert. 
Nachdem eine weitere Ausweitung der Mischfinanzierung wegen 
der Auswirkungen der Schuldenkrise auf die staatlichen Investi- 
tionen in der Dritten Welt nicht mehr möglich ist, soll der zweite 
Hauptpfeiler der bilateralen Entwicklungshilfe, die Technische 
Zusammenarbeit (TZ), systematisch auf die Förderung bundes- 
deutscher Privatunternehmen ausgerichtet werden. 

In einem Grundsatzpapier des BMZ-Referats 222 (Industrie, 
Handwerk, Berufsbildung, Banken- und Versicherungswesen, 
Tourismus) werden weitreichende Vorschläge für neue Ver- 
wendungsmöglichkeiten der TZ gemacht [Aufzeichnung 222 - 
T9109 - 27/87 vom 18. September 1987: „Betr.: Hilfe durch 
Handel; hier: Steigerung der Exportfähigkeit der EL (= Entwick- 
lungsländer) im Bereich industriell-gewerblicher Halb- und Fer- 
tigwaren"]. 
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Ziel ist die Ausweitung des privatwirtschaftlichen Förderungs- 
instrumentariums des BMZ, da die bisherigen Ansätze den großen 
Durchbruch zugunsten des privatwirtschafthchen Engagements 
als Alternative zur staatlichen Zusammenarbeit kaum erwarten 
ließen. 

Deshalb schlägt das Papier folgende Innovationen vor: 

„Im Zuge einer Wende der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) 
zugunsten der Privatwirtschaft müßte dagegen zunehmend TZ im 
Managementbereich für deutsche privat wirtschaftliche indu- 
striell-gewerbliche Auslandsunternehmen eingesetzt werden. Um 
das möghch zu machen, wäre zu erwägen, ob das BMZ der 
Privatwirtschaft ermöglichen könnte, eine Bezuschussung de* 
Entsendung von Managementpersonal in Höhe von z.B. 30 bis 
80 % der Kosten zu übernehmen. Das könnte in gleicher Weise 
auch für die der Kooperation vorgeschalteten Feasibihtystudien 
gelten. Damit würde nicht das unternehmerische Risiko für 
betriebliche Kooperationen gesenkt werden; aber die oft gerade 
für mittelständische Unternehmen präventiv hohen Kosten für die 
Entsendung von Managementpersonal und für die vor einem 
Kooperationsengagement erforderlichen Studien könnten teü- 
weise im Rahmen der EZ übernommen werden." 

Zur Begründung dieser weitreichenden Änderungsvorschläge 
wird dort ausgeführt: 

„Dies alles hätte einmal entwicklungspolitisch die Wirkung von 
Know-how-Transfer im technisch-wirtschaftlichen Bereich zugun- 
sten des Auf- und Ausbaus der Privatwirtschaft in kooperations- 
bereiten EL und zum anderen arbeitsmarktpolitische Auswirkun- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland, und zwar nicht nur 
hinsichtlich der stärkeren Entsendung von Personal (anstelle - 
wie in vielen TZ-Projekten zunehmend der Fall - von Aus- 
rüstung), sondern auch hinsichtlich der Entfaltung von Ingenieur- 
büros für die deutsche Wirtschaft in den EL. 

Ein so teilweise gewandeltes TZ-Programm würde weiterhin die 
Entsendung von Experten beinhalten. Diese Experten würden 
jedoch von der Wirtschaft in Kooperationsunternehmen und nicht 
von der Deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 
(GTZ) in staatliche Einrichtungen entsandt werden." 

Bundesminister Klein hat diese Pläne inzwischen ausdrücklich 
bestätigt und die geplanten Maßnahmen als komplementären An- 
satz für die Hilfe zur Selbsthilfe vor allem für die ärmsten Be- 
völkerungsgruppen bezeichnet (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 
2. Dezember 1987). 

Sollten die Vorschläge tatsächlich umgesetzt werden, hätte dies 
weitreichende Konsequenzen für die bundesdeutsche Entwick- 
lungshüfe. Zum einen würde damit ein zentraler Bereich der 
Entwicklungspolitik direkt den Interessen der bundesdeutschen 
Privatwirtschaft untergeordnet und stünde nicht für die Förderung 
von binnenmarkt- und selbsthilfeorientierten Maßnahmen zur 
Verfügung, die unmittelbar auf die Bedürfnisse der Armen in der 
Dritten Welt ausgerichtet sind. 
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Zum anderen würden dadurch gravierende Wettbewerbsnach- 
teile für einheimische Unternehmen und einheimisches Manage- 
mentpersonal in der Dritten Welt geschaffen, da nur bundesdeut- 
sche Direktinvestitionen und ausschließlich bundesdeutsche 
Staatsbürgerinnen und -bürger in den Genuß dieser öffentlichen 
Zuschüsse kommen sollen. 
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